
Konferenz alle seerechtspolltischen Kernprobleme gemeinsam ent­schieden werden sollen, A/CONF.62/C.1/SR.13, S. 10 f. 29 A/CONF.62/C.1/SR.14, S. 21 f. vom 19. 8. 1974. 30 A/CONF.62/C.1/SR.14, S. 14 f. vom 19. 8. 1974. 31 Voraussetzung bliebe dabei, daß die Lizenznehmer sich an genau festgelegte Regeln zur Vermeidung von Umweltverschmutzung und von Störungen anderer Aktivitäten auf See halten und natürlich an die Bedingung, daß eine festgelegte Gebühr oder ein Gewinn­prozentsatz gezahlt werden. 32 First Committee, Informal, C.1/CRP.3. 33 Australien, Kanada, Österreich, Schweiz, Schweden, Dänemark, Island, Portugal, aus dem Kreis der Ostblockstaaten Kuba, Rumä­nien und die Mongolei. Die hartnäckigsten Vertreter des Lizenz­systems waren Frankreich und die Bundesrepublik Deutschland. Anhänger waren aber wohl auch bis zuletzt Japan und Großbritan­nien. Die USA machten am 22. 7.1974 in der informellen Beratung unter Pintos Leitung einen u. U. auf ein einheitliches, aber flexibles System hinauslaufenden Vorschlag, zogen ihn aber später zugun-

Die Küstenzone und die Hohe See 
Für den aufmerksamen Beobachter der seit Jahren in Gang 
befindlichen internationalen Seerechtsdebatte hat die Konfe­
renz von Caracas 1974 keinen unerwarte ten Verlauf genom­
men. Mit substantiellen Ergebnissen ist auch nicht im Kon­
ferenzausschuß II (general aspects of sea law) zu rechnen 
gewesen. Denn in mancherlei Hinsicht ähneln Seerechtskonfe­
renz und der sie vorbereitende Meeresbodenausschuß eher 
einer einklassigen Lehrveranstal tung als einem der Aufgabe 
angemessenem Expertengremium. Schon im siebten J a h r sit­
zen Groß und Klein, Arm und Reich, Entwickelte und Zurück­
gebliebene, Interessierte und Gleichgültigere in alphabetischer 
Reihenfolge beisammen. Anfänglich waren es 42, dann 87, 
später 90 Teilnehmer1. Nach Caracas waren von 149 eingela­
denen Staaten 138 gekommen. In Genf 1975 werden es mehr 
sein. Auch die an der Schwelle staatlicher Souveränität ste­
henden Mitglieder der Völkerfamilie Papua New Guinea, Cook 
Islands, Surinam und Netherlands Antilles werden dabei sein 
dürfen. Das Klassenziel ist ehrgeizig, kontrovers und immer 
gleich: Die Neuordnung des gesamten Meeresvölkerrechts. Es 
kann also kaum verwundern, daß auch bei zunehmender Ak­
tivität vor und hinter den Kulissen der Konferenzbühne nur 
mühsam Ergebnisse erzielt werden können. 
Der Konferenzausschuß II kann gegenüber dem Verhand­
lungsstand im Meeresbodenausschuß einen gewissen Fort­
schritt verzeichnen. Dort war es nicht gelungen, aus 70 Ver­
tragsentwürfen, Deklarationen und Arbeitspapieren ein be ­
ratungsfähiges Dokument zu erstellen. In Caracas entstanden 
dagegen zu dreizehn der insgesamt neunzehn dem Konferenz­
ausschuß II zugewiesenen Themenkreise informelle Arbei ts­
papiere, in die die dem Meeresbodenausschuß unterbreiteten 
Vorschläge sowie die zwischenzeitlich hinzugekommenen 83 
Vertrags- und Artikelentwürfe eingegangen sind2. Jene wer ­
den nun redaktionell zu einem Consolidated Text zusammen­
gefügt, der Ende September 1974 vorliegen soll. 
In informellen bilateralen und multilateralen Konsultationen 
dürfte bereits am Rande der 29. UN-Vollversammlung ver ­
sucht werden, die Anzahl der Textalternativen zu reduzieren. 
Diese Verhandlungsphase wird während der Genfer Konfe­
renzwochen (17. März bis 10. Mai 1975) wieder offizielleren 
Charakter annehmen und nach einer wahrscheinlich weiteren 
mehrwöchigen Sitzungsperiode 1975 oder 1976 eventuell in das 
sog. package deal einmünden. 
Die beiden Großmächte sehen ihre Zugeständnisse im wesent­
lichen in der Anerkennung einer maximal 188 Seemeilen brei­
ten Wirtschaftszone, die sich an ein 12 Seemeilen breites 
Küstenmeer anschließen soll. Als Gegenleistung fordern die 
UdSSR und andere Ostblockstaaten freie Durchfahrt durch 
internationale Meerengen, Schiffahrts- und Forschungsfrei­
heit, Festlegung der seewärtigen Schelfgrenze, ein Meeres­
bodenregime und den Schutz d t r marinen Umwelt3. Ein ähn­
liches package deal streben auch die USA an, das allerdings 
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sten des jetzt als Alternative C in L.3 enthaltenen Vorschlages vor­erst zurück. 34 Pinto, Press Rel.SEA/C/130 vom 27. 8. 1974. 35 Ibid. 
36 Möglicherweise gibt der nach der sich abzeichnenden Substraktion einer mindestens 200 sm breiten Wirtschaftszone verbleibende terri­toriale und wirtschaftliche >Rest< — die technisch schwer erreich­bare Tiefsee-Ebene mit ihren Manganknollenvorkommen sowie die vorerst wirtschaftlich nicht interessanten Mittelozeanischen Rük-ken — eine zu schmale Basis ab für die Errichtung einer großen und erfolgreich operierenden internationalen Behörde. Auf abseh­bare Zeit dürfte es eher um ein sharing of deficits denn um kon­krete Vorteile für die Entwicklungsländer gehen. Es waren in Caracas deshalb auch — gegen den heftigen Widerspruch der Super­mächte — erste Stimmen zu hören, die nicht nur einer territorialen (vertikalen), sondern auch einer funktionalen (Fischfang- und Schiffahrtskontrolle) Ausweitung des geplanten Meeresbodenregi­mes das Wort redeten. 
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als ein zusätzliches Element ein wirksames Streitbeilegungs­
verfahren beinhalten soll4. Noch aber ist es nicht soweit. Die 
überwiegende Mehrheit der Staaten setzt statt dessen auf Be­
schränkungen der Forschungs- und Schiffahrtsfreiheit in der 
Wirtschaftszone und auf küstenstaatliche Rechte in internatio­
nalen Meerengen, vor allem hinsichtlich der Durchfahrt von 
Kriegsschiffen und umweltgefährdenden Handelsschiffen. Ob 
und inwieweit die Großmächte einer künftigen Meeresordnung 
ihren Willen werden aufdrücken können, stellt sich bei den 
Mehrheitsverhältnissen der Dritten UN-Seerechtskonferenz — 
die Gruppe 77 besteht seit Caracas aus 104 Staaten der Drit ten 
Welt — als eine nahezu reine machtpolitische Frage. Metho­
den, Dauer und Ergebnis dieser Auseinandersetzung werden 
daher eine über die eigentliche Seerechtsproblematik h inaus­
gehende Bedeutung auch für andere internationale Belange 
haben. Die Neuordnung des Meeresvölkerrechts wird von einer 
Revolution der internationalen Beziehungen begleitet. 
Das Kiistenmeer 
Im beherrschenden Mittelpunkt der Erörterungen um das 
Küstenmeer steht die seerechtliche Jahrhundertfrage nach 
einer allgemein gültigen Küstenmeerbreite. Wenn sich auch 
ein starker Trend zur 12-Seemeilenzone abzeichnet, freilich 
auf Kosten einer weitgehenden >Nationalisierung< aller Mee­
resschätze im küstennahen Drittel des Meeresraumes, so darf 
doch nicht übersehen werden, daß einige lateinamerikanische 
und afrikanische Staaten an ihren einseitig erklärten Küsten­
meeren von bis zu 200 Seemeilen Breite festhalten wollen. Die 
Zahl der 200-Seemeilen-Anhänger könnte sich vor allem dann 
weiter mehren, wenn eine allgemein akzeptierte Wirtschafts­
zone eine für die Großmächte und andere Schiffahrts- und 
Industrienationen sowie für Binnenstaaten und andere geo­
graphisch benachteiligte Staaten eine günstige rechtliche Aus­
gestaltung erführe. Entsprechend politisch starke Küstenstaa­
ten könnten sich durch Aufrechterhaltung bzw. Einführung 
von breiten Küstenmeeren der Rechte Dritter nach Schiff-
fahrts- und Forschungsfreiheit bzw. nach Teilhabe an den 
Meeresschätzen entziehen. 
Die Wirtschaftszone 
Mit allergrößter Wahrscheinlichkeit wird das Prinzip einer 
küstenstaatlichen Wirtschaftszone Bestandteil der zu schaf­
fenden Neuordnung des Meeresvölkerrechts werden. Immer­
hin haben sich auf der Dritten UN-Seerechtskonferenz bisher 
99 Staaten dafür ausgesprochen. Eine Einigung über deren 
Konkretisierung steht aber noch aus. Ganz generell kann die 
Wirtschaftszone als ein Mehrzweckregime beschrieben werden 
zur ausschließlichen oder bevorrechtigten küstenstaatlichen 
Nutzung und Verwaltung sämtlicher Meeresschätze in einer an 
das Küstenmeer angrenzenden Zone von maximal 188 See­
meilen Breite. Zum Schutz der rohstoffwirtschaftlichen und 
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fischereilichen Nutzung sollen marine Forschung, Umwelt­
schutz und die Errichtung künstlicher Inseln sowie anderer 
Anlagen im Bereich der Wirtschaftszone nationaler Jur isdik­
tion unterstellt werden. Schiffahrt und Überflug sollen im 
Prinzip nicht beeinträchtigt werden. Nach den Vorstellungen 
einiger von der Natur sehr begünstigter Staaten, d. h. solche 
mit langen Küstenlinien und breitem Küstenschelf, soll die 
Wirtschaftszone einen dem Küstenmeer sehr ähnlichen 
Rechtsstatus erhalten5. Insbesondere Schiffahrts- und Uber­
flugsfreiheit läge de facto, weil »subject to the exercise by the 
coastal State of its rights within the area«, im küstenstaat­
lichen Ermessen. Darüber hinaus werden hinsichtlich Erfor­
schung und Ausbeutung des Meeresbodens küstenstaatliche 
Hoheitsrechte bis zum Kontinentalrand gefordert, der ge­
wöhnlich bei etwa der 3000-m-Tiefenlinie und in etlichen 
Teilen der Meere mehrere hunder t Kilometer seewärts liegt. 
Ob sich derartige umfangreiche und weitreichende küsten­
staatliche Rechte werden durchsetzen lassen, dürfte nicht nur 
von den primär an der Aufrechterhaltung der Schiffahrts­
und Forschungsfreiheit interessierten Großmächte abhängen, 
sondern auch von der Solidarität der zahlreichen Binnenstaa­
ten und geographisch benachteiligten Küstenstaaten. Vorreiter 
unter den Binnenstaaten sind Bolivien und Paraguay, die, 
unterstützt von Lesotho, Uganda und Sambia, für eine regio­
nal common heritage eintreten und regionale Wirtschafts­
zonen fordern. Sämtliche darin vorkommende Meeresschätze 
sollen von einer zu errichtenden regionalen Meeresbehörde 
verwaltet und von allen der Region zugehörigen Staaten ge­
nutzt werden können6. 
Ein im Grunde ähnlicher, auf die Initiative Österreichs zu­
rückgehender Vorschlag, jedoch ohne eine Institutionalisierung 
der Regionalzone, konnte immerhin die Unterstützung von 
insgesamt 20 westeuropäischen, lateinamerikanischen, afri­
kanischen und asiatischen Staaten finden7. Es kann wohl a n ­
genommen werden, daß die aktiven Mitglieder der land­
locked and other geographically disadvantaged States group 
weiterhin ansteigt, weil sich so mancher Staat erst allmählich 
seiner tatsächlichen Situation voll bewußt wird. Sie hätten die 
erste Hürde zum Erfolg genommen, könnte sich eine stabile 
blocking third, d. h. mindestens 50 Staaten finden. An sich 
wäre denkbar, daß diese Staaten zusammen mit den Groß­
mächten und ihren jeweiligen Verbündeten Schiffahrts- und 
Forschungsfreiheit sowie resource-sharing-Pflichten in der 
Wirtschaftszone durchsetzen könnten. Es wäre beiden Staaten­
gruppen gedient. Abgesehen davon, daß sich selten Arm und 
Reich vereinen, auch wenn es im gemeinsamen Interesse ist, 
können sich die Großmächte ein derartiges package deal kaum 
leisten. Ihr einziges Handelsobjekt, die ausschließliche Wirt­
schaftszone, verlöre an Attraktivität und ihr wichtigstes An­
liegen an die Dritte UN-Seerechtskonferenz — Durchfahrt-
und Überflugsfreiheit für internationale Meerengen — wäre 
gefährdet. 
Die Fischerei 
Mit der Einführung von 188-Seemeilen Wirtschaftszonen wer ­
den etwa 80 vH der wirtschaftlich genutzten Fischressourcen 
unter küstenstaatliche Kontrolle und Management fallen. Die 
unausbleibliche und beabsichtigte Folge ist eine Umverteilung 
dieser Meeresschätze zu Lasten der traditionellen Fernfische­
reinationen. Davon besonders betroffen sind Staaten wie die 
Bundesrepublik Deutschland, die zur Versorgung ihrer eige­
nen Bevölkerung auf Fischgründe vor fremden Küsten ange­
wiesen ist. In ähnlicher Lage befinden sich die meisten euro­
päischen Staaten mit Ausnahme von Großbritannien, Norwe­
gen und Island. Ein gemeinsamer Vorschlag von acht Staaten 
der europäischen Gemeinschaft8 zielt im wesentlichen auf die 
Erhaltung traditioneller Fischereirechte sowie auf die beson­
dere Berücksichtigung der Binnenstaaten und der Entwick­
lungsländer mit nicht ausreichenden eigenen Fischbeständen. 

Eine derartige interessenausgleichende Lösung dürfte jedoch 
an einer bemerkenswerten Einmütigkeit zwischen den USA, 
Kanada, Lateinamerika, Afrika und Asien — mit Ausnahme 
von Japan, Singapur und Südkorea — scheitern, die vor allem 
darauf beruht, sowjetische und japanische Fischereiflotten zum 
Schutze der heimischen Fischerei auszuschalten. Für die so 
betroffenen westeuropäischen Staaten bleiben regionale Son­
dervereinbarungen und bilaterale Absprachen mit den USA 
und Kanada, die zusätzliche Belastungen für die europäische 
Gemeinschaft und für das atlantische Bündnis bringen kön­
nen. 
Die Randmeere 
Die allgemeine Einführung von Wirtschaftszonen kann vor­
nehmlich auf die Schiffahrtsfreiheit in geschlossenen und ha lb ­
geschlossenen Randmeeren ungünstige Auswirkungen haben. 
Nord- und Ostsee, Mittel- und Schwarzes Meer, Karibik, Rotes 
und Chinesisches Meer würden zur Gänze von Wirtschafts­
zonen überdeckt. Die Freiheit der Schiffahrt, tradit ioneller­
weise mit dem Regime der Hohen See verknüpft, wäre dann 
gefährdet, wenn sich Auffassungen durchsetzen sollten, daß 
entweder die Hohe See erst seewärts der Wirtschaftszone b e ­
ginnt9 oder die in den Ausgängen von Randmeeren liegenden 
internationalen Meerengen nur Handelsschiffen zur freien 
Durchfahrt offen stehen sollen10. Die UdSSR hat hinsichtlich 
des Mittelmeeres deshalb vorsorglich erklärt, daß dieses w e ­
gen seiner nicht unerheblich flächenmäßigen Ausdehnung eher 
als ein Ozean denn ein halbgeschlossenes Meer betrachtet 
werden müsse11. Da aber zumindest Fischfang und Schutzmaß­
nahmen zur Erhaltung der marinen Umwelt zu verstärkter 
regionaler Zusammenarbeit unter den Anliegern von Rand­
meeren führen werden, sind Einschränkungen der Schiffahrts­
freiheit voraussehbar, etwa durch Vereinbarung besonderer 
Reinhaltungsstandards und -maßnahmen sowie durch A b ­
sprachen hinsichtlich des Ausschlusses von Fischerei- und 
Forschungsschiffen von Nichtanrainerstaaten. 
Die Archipel- und Inselstaaten 
Eine weitgehende Nationalisierung der Meere und des Meeres­
bodens wird in ganz besonderem Maße von den Ansprüchen 
der Archipelstaaten wie Indonesien, Philippinen, Mauritius, 
Fidschi u. a. und Inselstaaten sowie Festlandstaaten mit vor­
gelagerten Inseln wie Kanada und China gefördert. Während 
erstere ein spezielles Verfahren bei der landwärtigen Begren­
zung ihrer Küstenmeere fordern, bestehen letztere auf Gleich­
behandlung hinsichtlich Küstenmeer- und Wirtschaftszonen­
breite sowie der Schelfgrenze ungeachtet der Größe der Inseln. 
Nach den bereits dem Meeresbodenausschuß unterbreiteten 
>Archipelprinzipien<12 sollen Archipelstaaten berechtigt sein, 
um ihr gesamtes Terri torium einschließlich unbewohnter In ­
seln und sämtlicher Riffe ein System gerader Basislinien zu 
legen, das die landwärtige Grenze des Küstenmeeres mit 
daran anschließender Wirtschaftszone darstellt. Insbesondere 
bei halbkreisförmigen Archipelen und solchen mit weit im 
Meer verstreut liegenden Landerhebungen übersteigen die so 
beanspruchten archipelagic waters ein Vielfaches des >trok-
kenen< Landbesitzes und umfassen nicht selten ganze Tiefsee­
becken. Unter der Bedingung, daß Durchfahrt- und Uber­
flugsfreiheit keine grundlegenden Beschränkungen erfährt, 
dürften auch die Großmächte diesen beträchtlichen Gebiets­
forderungen zustimmen. Möglicherweise besteht im Falle der 
USA sogar ein spezielles Eigeninteresse. Könnten und würden 
sie die Archipelprinzipien auf ihren Bundesstaat Hawaii an­
wenden, fielen wertvolle Manganknollenvorkommen unter 
ausschließliche amerikanische Jurisdiktion. Die Schaffung ei­
ner industriefreundlichen internationalen Meeresbodenbehör­
de könnte für sie einen anderen, geringeren Stellenwert e r ­
halten. 
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Die internationalen Meerengen 
Wie ein roter Faden durchzieht die Erhaltung der Schiffahrts­
freiheit die gesamte Problematik der Drit ten UN-Seerechts­
konferenz. Eine Ursache für deren Bedrohung ist die Aus­
dehnung küstenstaatlicher Hoheitsrechte als natürliche Folge 
intensiverer Ausbeutungsmöglichkeiten von Wassersäule und 
Meeresboden. Neben echten Nutzungskonflikten spielen aber 
machtpolitische Interessenkonflikte die erheblichere Rolle, die 
hinsichtlich der internationalen Meerengen eine besondere Zu­
spitzung erfahren. Bereits zu Beginn der Beratungen im Mee­
resbodenausschuß wurde allgemein bekannt, daß die bei­
den Großmächte zur Wahrung ihrer weltweiten Schiffahrts­
und Sicherheitsinteressen die Einführung einer neuen inter­
nationalen Regelung für die zur Gänze im Küstenmeer eines 
oder mehrerer Staaten liegenden internationalen Meerengen 
für erforderlich hielten. Das geltende Regime — innocent pas­
sage — gestattet weder Überfiug noch Durchtauchen, und die 
Durchfahrt fremder Schiffe unterliegt weitgehend der sub­
jektiven Beurteilung des Küstenstaates. Statt dessen fordern 
die beiden Großmächte zum Zwecke des Transits Durchfahrt-, 
Durchtauch- und Uberflugsfreiheit. Die überwiegende Mehr­
heit der Staaten sieht aber in einer unbeschränkbaren Bewe­
gungsfreiheit amerikanischer und sowjetischer Kriegsflotten 
sowie deren Unterstützung durch Luftstreitkräfte eine stän­
dige Bedrohung des Friedens und der Sicherheit in verschie­
denen Regionen der Welt und erhofft durch entsprechende 
Kontrollrechte der Meerengenstaaten eine Einflußnahme auf 
die marit ime Präsenz der Großmächte in Friedens- und Span­
nungszeiten. Im Laufe der mehrjährigen Seerechtsdebatten 
hat sich nun klar erwiesen, daß die beiden Großmächte in der 
Frage der internationalen Meerengen zu keinen Kompromis­
sen bereit sein werden. Die UdSSR wird in ihrer Forderung 
von allen Verbündeten unterstützt, die USA allerdings nur 
von Frankreich, Großbritannien, Bundesrepublik Deutschland, 
Niederlande und Belgien. Die dezidierten Interessen der Groß­
mächte hinsichtlich der internationalen Meerengen müssen als 
der eigentlich harte Kern der so sehr im Fluß befindlichen und 
kaum an Gestalt gewinnenden Seerechtsdebatte angesehen 
werden. Auch die neuesten Vorschläge von Großbritannien 
und UdSSR13 weichen inhaltlich nicht vom ursprünglichen 
amerikanisch-sowjetischen Konzept einer free-transit-Rege-
lung ab. Lediglich die Sprachregelung ist etwas verbindlicher 
geworden. 

Noch ist allerdings nicht zu übersehen, wer als Sieger aus dem 
völkerrechtlichen, mit politischen Mitteln geführten Kampf um 
die internationalen Meerengen hervorgehen wird. Es läßt sich 
allerdings bereits heute feststellen, daß schon im Gefolge der 
langanhaltenden Auseinandersetzungen um die Seerechts­
reform eine faktische Aufteilung der common heritage unauf­
haltsam fortschreitet. Die beiden Großmächte sowie F rank­
reich und Großbritannien zahlen den Preis hierfür jedoch 
nicht. Alle vier Staaten gehören zu den geographisch bevor­
zugten Ozeananrainern mit langen Küsten und ausgedehnten 
Schelfs von über 200 Seemeilen Breite14. 
Interessengruppierungen im Konferenzausschuß II 
Anders als bei der Regelung der Meeresbodenfrage, wo der 
großen Schar der technologischen Habenichtse einige wenige 
potentielle Tiefseebergbautreibende gegenüberstehen, sind die 
Interessengruppierungen hinsichtlich der general aspects of 
the sea law zahlreicher und komplexer. 
Etwa zwanzig von der Natur begünstigte Küstenstaaten ge­
hören der sog. <Evensen Group> an. Diese informelle Arbeits­
gruppe stand unter Leitung des norwegischen Handels- und 
Schiffahrtsministers, Jens Evensen. Die Sitzungen fanden hin­
ter geschlossenen Türen statt. Obwohl Staaten aus allen fünf 
Erdteilen daran teilnehmen, drangen Mitteilungen kaum nach 
außen. Gegen Halbzeit der Caracas-Session wurde der Schleier 
nordischer Verschwiegenheit jedoch erstmals ein wenig ge­
lüftet. Neun Staaten der Evensen Group (Kanada, Chile, I s ­
land, Indien, Indonesien, Mauritius, Mexiko, Neuseeland und 
Norwegen) unterbreiteten dem Plenum der Konferenz ein 
Arbeitspapier15. Es behandelt die Küstenmeer-, Archipel­
staaten-, Insel- und Wirtschaftszonenfrage sowie die Fest­
legung der äußeren Schelfgrenze. Die Tatsache, daß dieser 
Vorschlag nicht im Konferenzausschuß II eingebracht wurde, 
stieß insbesondere bei den Staaten der Europäischen Gemein­
schaft auf heftige Kritik. Diese sahen darin eine Mißachtung 
der Konferenzorganisation und eine unzulässige Hervorhe­
bung der Bedeutung dieses Arbeitspapiers. Eine Abstimmung 
ergab, daß die überwiegende Mehrheit das selbstbewußte Vor­
gehen der Evensen Group mit den Verfahrensregeln der Kon­
ferenz als vereinbar ansah. 
Dieses Dokument zeigte aber auch den Nichteingeweihten, daß 
die bis dahin allgemein vermutete Einmütigkeit in dieser 
wichtigen Interessengruppe nicht bestand. Als wesentlicher 

Der Hauptsitz der Vereinten Nationen in New York ist stets eine herausragende Anlaufstelle für führende deutsche Politiker, die die USA besuchen. In aller Re­gel statten sie hierbei dem Generalsekretär der Welt­organisation einen Höflich­keitsbesuch ab, bei dem je­doch zugleich politische Fra­gen von beiderseitigem In­teresse erörtert werden. Auch Berlins Regierender Bürgermeister Klaus Schütz (links) nutzte einen Besuch bei den Vereinten Nationen zu einem Gespräch mit Ge­neralsekretär Kurt Wald­heim. 
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Grund dafür ist Art. 19 Abs. 2 des Arbeitspapiers anzusehen. 
Er lautet: »The continental shelf of a coastal State extends 
beyond its territorial sea to a distance of 200 miles . . . and 
throughout the natural prolongation of its land territory 
where such natural prolongation extends beyond 200 miles.« 
Es sind insbesondere die afrikanischen Staaten, die für ein 
rechtliches Aufgehen des Festlandsockelprinzips im Wirt­
schaftszonen-Konzept eintreten. Sowohl die seewärtige Grenze 
des nationalen Meeresbodens als auch die aller weiteren kü­
stenstaatlichen Hoheitsrechte soll einheitlich bei 200 Seemeilen 
Küstenentfernung liegen. 
Für eine de facto->Nationalisierung< des Kontinentalrandes 
hatten sich die USA bereits 1970 in ihrer Draft United Nations 
Convention on the International Seabed Area (UN-Doc. A/AC. 
138/25) ausgesprochen. Spätestens mit den draft articles for a 
chapter on the economic zone and the continental shelf16 ge­
ben nun auch die USA offiziell zu, >Expansionisten< zu sein. 
Damit dürfte sich die Auseinandersetzung um die nationale 
Meeresbodenaußengrenze von der 200-Seemeilen-Linie auf die 
Definition des Kontinentalrandes verlagert haben. Bedenkt 
man, daß noch Ende der 60er Jahre sich die Diskussion um 
eine zulässige Festlandsockelaußengrenze an der durchschnitt­
lichen Schelfbreite in der Welt, i. e. 40 Seemeilen, orientierte, 
dann wird deutlich, wie schnell sich seerechtliche Ansprüche 
entwickeln können. 
Die Evensen Group hat hinsichtlich der Definition des Kon­
tinentalrandes bisher keinen Vorschlag gemacht. Die USA 
werden möglicherweise auf die in Art. 26 ihres 1970er Vor­
schlags vorgesehene Begrenzungsregelung zurückgreifen. Da­
nach soll die Grenze nahe dem Fuß des Kontinentalabhanges 
verlaufen, und zwar da, wo das Gefälle des Meeresbodens 
einen bestimmten, von Experten noch festzulegenden Nei­
gungsgrad erreicht, etwa bei der 2500 bis 3000-m-Tiefenlinie. 
Im Einzelfall soll diese Grenze einvernehmlich zwischen dem 
Küstenstaat und einer International Seabed Boundary Review 
Commission bestimmt werden. 
Die UdSSR schlägt dagegen ein 500-m-Tiefenkriterium vor17, 
womit sie sich vor Sibirien den gesamten Schelf von bis zu 
1700 km Breite sichern würde. Portugal bringt eine 4000-m-
Tiefenlinie18 in die Diskussion, während Argentinien die Auf­
fassung vertritt , eine derartige Grenze würde nicht das ge­
samte Unterwassergebiet der Kontinente erfassen19. Der Schelf 
vor Argentinien ist teilweise bis zu 2500 km breit. Ein nicht 
abzusehender Streit um den Kontinentalrand hat also bereits 
begonnen. Gelingt eine eindeutige Regelung nicht, dann könnte 
nicht nur weiteren Expansionswünschen kein Riegel vorge­
schoben werden, es wäre vielmehr die zu schaffende Meeres­
bodenordnung gefährdet. Wie sollte dann eine internationale 
Meeresbodenbehörde Bergbaulizenzen vergeben können, wenn 
die >territorialen< Grenzen ihres Kompetenzbereichs nicht ein­
deutig festzulegen sind? 
Der dezedierte Gegner der Evensen Group und insbesondere 
ihrer neun progressiven Expansionisten ist die Gruppe der 
Binnenstaaten und anderer geographisch benachteiligter Staa­
ten. Sie wird von Österreich geleitet und umfaßt etwa 30 Staa­
ten. Im Rahmen ihrer Zusammenkünfte sind einige offizielle 
Vorschläge entstanden, die allerdings von verschiedenartigen 
Gruppierungen unterstützt wurden. Auf die draft articles on 
territorial sea20 konnten sich immerhin 22 Staaten einigen: 
Österreich, Belgien, Bolivien, Botswana, Weißrußland, Tsche­
choslowakei, Bundesrepublik Deutschland, Finnland, Ungarn, 
Laos, Lesotho, Luxemburg, Mongolei, Niederlande, Paraguay, 
Singapur, Swasiland, Schweden, Schweiz, Uganda, Obervolta 
und Sambia. In diesem Zusammenhang kann der auf der Kon­
ferenz oftmals gehörte Slogan zu Erläuterung dienen: »Sea-
bed makes strange bed-fellows!« 
Ein auf die Initiative der Tschechoslowakei entstandenes ex ­
planatory paper on draft articles relating to land-locked 
States21 konnte dagegen nicht die Unterstützung westeuropäi­

scher Staaten finden. Die darin erhobene Forderung nach e i ­
nem Recht auf free transit der Binnenstaaten wurde als zu 
weitgehend empfunden. 
Ein anderer Vorschlag, draft articles on participation of land­
locked and other geographically disadvantaged States in the 
exploration and exploitation of the living and non-living 
resources in the area beyond the territorial sea22, wurde da ­
gegen nicht von den osteuropäischen Staaten unterstützt. 
Rücksichtnahme auf die Interessen der UdSSR sind hier der 
Grund. Schon die Sicherung weltweiter Fischereiaktivitäten 
verbietet regionale Lösungen. Dementsprechend fordern Bul­
garien, DDR, Polen und die UdSSR die vorrangige Beteiligung 
von Staaten »which have borne considerable material and 
other costs of research, discovery, identification and exploi­
tation of living resource stocks, or which have been fishing 
in the region involved«23. Entwicklungsländer, Binnenstaaten 
und andere geographisch benachteiligte Staaten sollen erst in 
zweiter Linie Zugang zu fremden Wirtschaftszonen erhalten. 
Eine Hauptursache dafür, daß die Gruppe 77 im Konferenz­
ausschuß II keine Gemeinschaftsinitiative entwicklen konnte, 
ist in den zunehmenden Aktivitäten der Organisation der 
Afrikanischen Einheit zu suchen. Diese widmet sich seit Be­
ginn der 70er Jahre zunehmend auch der Seerechtsreform. 
An der Konferenz von Yaounde 1972 nahmen bereits Kamerun, 
Tunesien, Algerien, Dahome, Ägypten, Sierra Leone, Zaire, 
Senegal, Äthiopien, Äquatorial-Guinea, Kenia, Elfenbeinküste, 
Nigeria, Mauritius, Tansania, Togo und die Zentralafrikani­
sche Republik teil. Sie verabschiedeten ein afrikanisches Kon­
zept der Wirtschaftszone24. Das jüngste Treffen der afrikani­
schen Staaten erbrachte die >Mogadiscio-Deklaration<25. Sie 
sieht in ihrem Teil C eine Beteiligung der afrikanischen geo­
graphisch benachteiligten Staaten an der Ausbeutung der 
lebenden Meeresschätze in den jeweils benachbarten Wirt­
schaftszonen vor. Hinzu kommt, daß die afrikanischen Staaten 
im Gegensatz zu den lateinamerikanischen Staaten seewärts 
der 200-Seemeilen-Grenze keine nationalen Hoheitsrechte 
anerkennen wollen26. Ein weiterer Gegensatz besteht in einer 
beabsichtigten Institutionalisierung eines Streitbeilegungsver­
fahrens auf regionaler Ebene. Die lateinamerikanischen Staa­
ten wünschen dagegen ein universelles Streitbeilegungsver­
fahren. Sie sind deshalb auch besonders zahlreich in der Dis­
pute Settlement Group vertreten, einer von El Salvador ge­
leiteten informellen Arbeitsgruppe27. 
Als besonders aktive Gruppe wären noch die Europäischen 
Gemeinschaften zu nennen, die gerade an die gegenwärtig 
tagende UN-Vollversammlung den Antrag gestellt hat, künftig 
UN-Beraterstatus zu erhalten. Neben einem working docu­
ment on the high seas28 sind vor allem draft articles on 
fisheries29 erarbeitet worden. Großbritannien hat den Fische­
reivorschlag allerdings nicht unterstützt. Umso entschlossener 
halten die übrigen acht Staaten der Europäischen Gemein­
schaft die traditionelle Fahne der preferential rights hoch. Die 
Küstenstaaten sollen in ihren Fischereizonen zwar Vorzugs­
rechte genießen, jedoch unter Berücksichtigung der Staaten 
»which have habitually fished in the zone*. Einen gewissen 
Flankenschutz erhalten hier die Westeuropäer von ihren öst­
lichen Nachbarn30, die wie oben ausgeführt, ausschließliche 
küstenstaatliche Fischereizonen ebenfalls nicht anerkennen 
wollen. Es hat den Anschein, daß die Dritte Seerechtskonfe­
renz der Vereinten Nationen kaum geneigt sein wird, der spe­
ziellen fischereilichen Situation in Europa Rechnung zu tragen. 
Eine von Island polemisch gehaltene Grabrede auf die p re ­
ferential rights unter Verweis auf das am 25. Jul i ergangene 
Urteil des Internationalen Gerichtshof im deutsch-isländischen 
und britisch-isländischen Fischereistreit, wurde überwiegend 
mit Beifall aufgenommen31. Weder in der Fischereifrage noch 
in allen anderen, dem Konferenzausschuß II zugewiesenen 
Problemen ist das letzte Wort gesprochen. Vor Abschluß der 
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Genfer Session 1975 sind eindeutige Lösungstrends kaum zu 
erwarten. 
Anmerkungen 
1 Die UN-Vollversammlung setzte mit A/Res/2464 A vom 21. Dezember 1968 einen 42-Staaten Meeresbodenausschuß ein, dem zuletzt — Im Sommer 1973 — 90 Staaten angehörten. Mit der Einberufung der Dritten UN-Seerechtskonferenz durch A/Res/3067 vom 16. November 1973 wurde der Meeresbodenausschuß formell aufgelöst. 2 Textalternativen, sog. main trends, liegen zu folgenden Themen­kreisen vor: 1. Küstenmeer; 2. internationale Meerengen; 3. Fest­landsockel; 4. ausschließliche Wirtschaftszone; 5. küstenstaatliche Vorzugsrechte oder andere nicht-ausschließliche Hoheitsrechte über die Meeresschätze jenseits des Küstenmeeres; 6. Anschlußzone; 7. Hohe See; 8. Archipele; 9. Binnenstaaten; 10. Rechte und Inter­essen der shelf-locked-Staaten und Staaten mit schmalem Schelf oder kurzer Küstenlinie; 11. geschlossene und halbgeschlossene Meere; 12. künstliche Inseln und feste Anlagen; 13. Regime von Inseln. 3 Vgl. Draft articles on the economic zone (Weißrußland, Bulgarien, DDR, Polen, Ukraine, UdSSR), UN-Doc. A/CONF.62/C.2/L.38, 5. Au­gust 1974. 4 Working Paper on the settlement of law of the sea disputes (Au­stralien, Belgien, Bolivien, Kolumbien, El Salvador, Luxemburg, Niederlande, Singapur, USA), UN-Doc. A/CONF.62/L.7, 27. August 1974. 5 Working Paper (Kanada, Chile, Island, Indien, Indonesien, Mauri­tius, Mexiko, Neuseeland, Norwegen), UN-Doc. A/CONF.62/L.4, 26. Juli 1974. 6 Draft articles on the regional economic zone (Bolivien und Para­guay), UN-Doc. A/CONF.62/C2/L.65, 16. August 1974. 7 Draft articles on participation of land-locked and other geographi­cally disadvantaged States in the exploration and exploitation of living and non-living resources in the area beyond the territorial sea, UN-Doc. A/Conf .62/C.2/L.39, 5. August 1974. 8 Draft articles on fisheries (Belgien, Dänemark, Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Irland, Italien, Luxemburg, Niederlande), UN-Doc. A/CONF.62/C.2/L.40, 5. August 1974. 9 Vgl. El Salvador: working paper on the high seas, UN-Doc. Al CONF.62/C.2/L.68,19. August 1974. 10 Algerien: straits used for international navigation — semi-enclosed seas, UN-Doc. A/CONF.62/C.2/L.20.23. Juli 1974. 11 Vgl. UN-Press Release SEA/C/112, 13. August 1974. 12 UN-Doc. A/AC.138/SC.II/L.48, 6. August 1973, und draft articles rela­ting to archipelagic States (Fidschi, Indonesien, Mauritius und Philippinen), UN-Doc. A/CONF.62/C.2/L.49, 9. August 1974. 13 Draft articles on straits used for international navigation (Bulga­rien, Tschechoslowakei, DDR, Polen, Ukraine, UdSSR), UN-Doc.A/ 

CONF.62/C.2/L.11, 17. Juli 1974 — Großbritannien: draft articles on the territorial sea and straits, UN-Doc.A/CONF.62/C.2/L.3, 3. Juli 1974. 14 Die Küsten der USA haben eine Gesamtlänge von 11 650 sm, die der UdSSR von 23 098 sm, die von Großbritannien von 2 780 sm und die von Frankreich von 1 373 sm (vgl. Sovereignty of the Sea, Office of the Geographer, U. S. Department of State, Bulletin Nr. 3, April 1965). Der Schelf von Sibirien ist bis zu 1 700 km breit, der vor der Ostküste der USA bis zu 450 km (vgl. Meeresbodenkarten, National Geographie Magazine, Oktober 1971). 
15 UN-DOC.A/CONF.62/L.4, 26. Juli 1974. 
16 UN-DOC.A/CONF.62/C.2/L.47, 8. August 1974. 
17 UN-DOC.A/CONF.62/C.2/SR.20, S. 16. 
18 UN-DOC.A/CONF.62/C.2/SR.16, S. 12. 
19 UN-DOC.A/CONF.62/C.2/SR.18, S. 5. 
20 UN-DOC.A/CONJF.62/C.2/L.33, 31. Juli 1974. 
21 UN-DOC.A/CONF.62/C.2/L.29, 30. Juli 1974 (Afghanistan, Bhutan, Boli­vien, Burundi, Tschechoslowakei, Ungarn, i^aos, Lesou io , Mau, Mongolei, Nepal, .Paraguay, Swasiland, Uganaa, Ooeivoita und Sambia). 
22 UN-DOC.A/CONF.62/C.2/L.39, 5. August 1974 (Afghanistan, Osterreich, Belgien, Bhutan, Bolivien, Botswana, i iiuuauu, iraic, j-aos, ijes.oi.no, Luxemourg, jNepai, iNiedeiiariue, r a u g u a y , oüisapur, owaoiianu, Schweden, Schweiz, Uganda, Obervolta und Samoia). 23 UN-DOC.A/CONF.62/C2/L.38, 5. August 19V4 (Art. 16). 24 UN-D0C.A/AC.138/79. 
25 UN-Doc.A/CONF.62/33, 19. Juli 1974. 
26 Vgl. auch den nigerianischen Vorschlag: draft articles on the exclu­sive economic zone (UN-DOC.A/CONF.62/C.2/L.21, 25. Juli 1974); die Vorschläge von Nicaragua (UN-DOC.A/CONF.62/C.2/L.17, 23. Juli 1974) und von Kolumbien, Mexiko, Venezuela (UN-Doc.A/AC138/sciI/ L.21) sehen dagegen küstenstaatliche Hoheitsrechte hinsichtlich des gesamten Schelfs vor. 
27 Unter den Teilnehmern der Dispute Settlement Group befanden sich Argentinien, Barbados, Bolivien, Kolumbien, Costa Rica, Vene­zuela und ein Vertreter des lnterameriKaniachen J urisienji.omii.ees  der Organisation der Amerikanischen Staaten. 
28 UN-DOC.A/CONF.62/C.2/L.54, 12. August 1974. 
29 UN-DOC.A/CONF.62/C.2/L.40, 5. August 1974. 
30 Vgl. DDR in: UN-DOC.A/CONF.62/C.2/SR.22, S. 8; Ukraine in: UN-DOC.A/CONF.62/C.2/SR.25, S. 21; UdSSR in: UN-DOC.A/CONF.62/C.2/ SR.26, S. 27; Polen in: UN-Doc.A7CONF.62/C2/SR.26, S. 3; Bulgarien in UN-DOC.A/CONF.62/C.2/SR.28, S. 10. Zur kleinen Gruppe der kon­servativen Fischereinationen gehört auch Japan, das ebenfalls auf Wahrung traditioneller Fischereirechte besteht. Vgl. UN-Doc.A/ CONF.62/C.2/SR.28. 
31 UN-DOC.A/CONF.62/C2/SR.30, S. 9—11. 

Meeresverschmutzung, Meeresforschung und Technologietransfer 
M A X I V E R S K E H D E N 

So wie der UN-Meeresbodenausschuß die Behandlung der 
Fragenkomplexe Meeresverschmutzung und Meeresforschung1 
einem besonderen Unterausschuß übertragen hatte, setzte 
auch die Seerechtskonferenz für die Beratung der Tagesord­
nungspunkte 12 (Meeresverschmutzung) sowie 13 (Meeresfor­
schung) und 14 (Technologietranfer) einen eigenen — dritten — 
Ausschuß ein. Aber sie übertrug diesem Gremium damit keine 
ausschließliche Zuständigkeit; denn auch der erste und der 
zweite Ausschuß befassen sich mit diesen Problemen2 . Bei 
dieser unklaren, aber der Interdependenz der von der Konfe­
renz zu lösenden Probleme entsprechenden Zuständigkeits­
verteilung sind Kompetenzkonflikte kaum vermeidbar. Insbe­
sondere versuchte die Gruppe 77 hieraus Kapital zu schlagen, 
indem sie die Beratungen des 3. Ausschusses durch Paral lel­
aktionen in den beiden anderen Ausschüssen begleitete. Nur 
der Umstand, daß diese Gremien wegen der Fülle der von 
ihnen vorrangig zu erörternden Fragen praktisch nicht in der 
Lage sind, sich darüber hinaus noch eingehend mit den P ro ­
blemen der Meeresverschmutzung und der Meeresforschung 
zu befassen, ha t solchen Aktionen bisher die Durchschlags­
kraft genommen. Es ist aber damit zu rechnen, daß sie in der 
nächsten Sitzungsperiode verstärkt und mit verfeinerten Me­
thoden fortgesetzt werden. 
I. Die Vorarbeiten des UN-Meeresbodenausschusses 
Während der UN-Meeresbodenausschuß bereits seit März 
19683 auf seinem eigentlichen Arbeitsgebiet, der Vorbereitung 
einer internationalen Regelung für die Erforschung und Aus­

beutung des Tiefseebodens, intensiv tätig war, nahm der mit 
den Fragen der Meeresverschmutzung und Meeresforschung 
befaßte Unterausschuß III erst im März 1971 die Arbeit auf4. 
Der von dem Belgier van der Essen geleitete Unterausschuß 
setzte im Sommer 1972 eine Arbeitsgruppe >Meeresverschmut-
zung< ein, zu deren Vorsitzenden der Mexikaner Vallarta ge­
wählt wurde. Im Frühjahr 1973 wurde eine weitere, von dem 
Polen Olszowka geleitete Arbeitsgruppe >Meeresforschung und 
Technologietransfer gebildet, die aber erst im Sommer 1973 
mit ihren Beratungen begann. Daraus erklärt sich einerseits 
der unzureichende Vorbereitungsstand der Seerechtskonferenz 
in den Bereichen Meeresverschmutzung und Meeresforschung. 
Andererseits war hierdurch der strukturelle Rahmen der Be­
ratungen auf der Konferenz bereits weitgehend festgelegt. 
Trotz der beschränkten Mitgliederzahl des Meeresbodenaus­
schusses konnte die allgemeine Aussprache über den Komplex 
Meeresverschmutzung erst im Sommer 1972, über Meeresfor­
schung im Frühjahr 1973 und über Technologietransfer sogar 
erst im Sommer 1973 abgeschlossen werden. Der Unteraus­
schuß III mußte daher seine Arbeit beenden, ohne seine Auf­
gabe, Artikelentwürfe für die Seerechtskonferenz vorzuberei­
ten, erfüllt zu haben. Allerdings haben seine beiden Ar ­
beitsgruppen Textvorschläge vorgelegt, die trotz ihres infor­
mellen Charakters die Beratungen der Konferenz sowohl von 
der Organisation der Arbeit her als auch in der Sache erheb­
lich beeinflußt haben5. Der eigentliche Wert der Vorbereitung 
bestand jedoch darin, die wichtigsten Sachfragen sowie die 
Bereiche weitgehender Übereinstimmung und die Hauptstrei t­
punkte herausgearbeitet zu haben. 
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